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Wie protektionistisch ist die EWGi Agrarpolitik?
Dr. Winfried von|Urff, Frankfurt/Main

Es gibt wohl kaum ein wirtsdiaftspoHtisches Pro­
blem, über das so wenig Klarheit herrscht wie 

über das der Stellung der Landwirtschaft in einer mo­
dernen Volkswirtschaft. In der öffentlidien Diskussion 
ist von Agrarübersdiüssen und Fehlleitung von Pro­
duktivkräften, von geringen Einkommen der Bauern, 
hohen Subventionen und überhöhten Preisen für den 
Verbraudier die Rede. In den Vorwürfen gegen die 
Agrarpolitik der EWG, die in letzter Zeit vor allem 
erhoben wurden, spielen die hohen Preise, die zu 
zahlen den V erbraudier eine protektionistische A grar­
politik zwinge, während die gleichen Nahrungsmittel 
auf dem W eltm arkt w esentlidi billiger angeboten w ür­
den, eine große Rolle.

Ziel der gemeinsamen Agrarpolitik ist gem. Art. 39 
des EWG-Vertrages die Steigerung der Produktivität 
in der Landwirtsdiaft, Gewährleistung einer angemes­
senen Lebenshaltung der landwirtschaftlidien Bevöl­
kerung, Stabilisierung der Märkte, Sicherstellung der 
Versorgung und Belieferung der Verbraucher zu 
angemessenen Preisen. Von den m öglidien O rga­
nisationsformen, die der EWG-Vertrag in Art. 40 
zur Herstellung eines einheitlidien Binnenmarktes 
für landwirtsdiaftliche Erzeugnisse vorsieht (gemein­
same W ettbewerbsregeln, Koordinierung der einzel­
staatlichen M arktordnungen, gemeinsame europäisdie 
Marktordnungen) ist bisher fast ausschließlich die 
Form gemeinsamer M arktordnungen zur Anwendung 
gekommen. Dieser Tatbestand ist oft kritisiert w or­
den. Man hat darin das Ergebnis eines übertriebenen 
Hanges zum Perfektionismus und Dirigismus gesehen, 
der vor allem der Kommission nadigesagt wird, ohne 
der Frage nadizugehen, ob n id it dodi gewisse sach­
liche Notwendigkeiten dafür Vorlagen.

WARUM MARKTORDNUNGEN?

Die Forderung nadi einem ordnenden Eingriff des 
Staates auf den A grarm ärkten gründet sidi auf 
die Tatsache, daß der Preismechanismus infolge 
einiger Besonderheiten seine Ordnungsfunktion nur 
unvollkommen erfüllen kann. Finden solche Ein­
griffe sta tt — was in sehr weitgehendem Maße der 
Fall ist — so bleiben ihre Auswirkungen n id it auf die 
Binnenmärkte beschränkt. Der W elthandel, der sidi 
daraus ergibt, entspricht keineswegs mehr dem Ideal­
bild einer Ausrichtung nadi den komparativen Kosten­
vorteilen, sondern stellt weitgehend das Ergebnis 
direkter staatlicher Eingriffe dar. Angesichts der da­
mit verbundenen W illkür und Unsidierheit wird keine 
Regierung bereit sein, eine zu weitgehende „Speziali­
sierung" zu tolerieren, wenn dadurch die landwirt-

schaftlidie Produktionskapazität auf ein Niveau sin­
ken würde, das die A ufrediterhaltung einer gewissen 
M indestversorgung der eigenen Bevölkerung nidit 
mehr gestattete. Dies gilt besonders im Hinblidc auf 
möglidie Kriegs- und Krisenzeiten.

Sonderregelungen für die Herstellung eines gemein­
samen Agrarm arktes waren ferner deshalb notwendig, 
weil bei den nationalen Systemen des Agrarschutzes 
Zölle und mengenmäßige Beschränkungen eine relativ 
untergeordnete Rolle spielten.

In den meisten Staaten galten für die w iditigsten land­
wirtschaftlichen Erzeugnisse M arktordnungen mit ga­
rantierten Erzeugermindestpreisen und unbesdiränk- 
ter Abnahmeverpfliditung der öffentlidien Hand. Bei 
der Einfuhr wurden Abschöpfungen in Höhe des Dif­
ferenzbetrages zwisdien dem Angebotspreis und dem 
im Inland gültigen Garantiepreis erhoben. Hinzu 
kamen ergänzende Instrumente wie Beimisdiungsvor- 
schriften für die verarbeitende Industrie (Mühlen, 
M argarinehersteller), die den Absatz der produzierten 
Erzeugnisse auf dem Inlandmarkt sicherstellen sollten. 
Die auf dem Inlandm arkt nicht absetzbaren Mengen 
wurden unter Gewährung von Exportsubventionen auf 
dem W eltm arkt untergebracht. Für eine Reihe von Er­
zeugnissen wurden direkte Preissubventionen gezahlt.

Bei einer so weitgefädierten und intensiven Einfluß­
nahme des Staates auf den Agrarm ärkten w äre also 
die Aufhebung von Zöllen und mengenmäßigen Be- 
sdiränkungen allein für die Herstellung eines gemein­
samen Binnenmarktes völlig unzureidiend gewesen. 
Wo diese Instrumente noch eine Rolle spielten, hätte 
ihr Wegfall durch den Einsatz anderer Instrumente 
leidit kompensiert werden können.

Es ist demnadi nur folgeriditig, wenn der Artikel 38 
des EWG-Vertrages die Gestaltung einer gemeinsa­
men Agrarpolitik vorsdireibt. Ein Binnenmarkt für 
landwirtschaftlidie Erzeugnisse konnte in keiner an­
deren W eise herbeigeführt werden, als daß an die 
Stelle der einzelnen nationalen Agrarpolitiken eine 
einheitliche europäische Agrarpolitik trat. Dies mußte 
zunädist zu einer Vereinheitlichung der auf den M ärk­
ten der einzelnen Erzeugnisse angewandten Instru­
mente führen. Zum zweiten setzt eine gemeinsame 
Agrarpolitik voraus, daß der für den EWG-Binnen- 
m arkt gültige Preis für alle diejenigen Erzeugnisse, 
deren Preisbildung bereits im nationalen Bereidi dem 
freien Spiel von Angebot und Nadifrage entzogen war 
und statt dessen durch die jeweiligen Regierungen 
erfolgte, nunmehr von den Organen der Gemeinsdiaft 
festgelegt wird.
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Seit dem 30. 6. 1962 gelten gemeinsame M arktordnun­
gen für Getreide, Schweinefleisch, Eier, Geflügelfleisch, 
Obst und Gemüse sowie Wein. Im November 1964 
kamen M arktordnungen für Milch und Milcherzeug­
nisse, Rindfleisch und Reis hinzu. Für Zucker sowie 
für ö le  und Fette hat der M inisterrat soeben die noch 
fehlenden M arktordnungen beschlossen.

WIRKUNGEN AUF PRODUKTION, IMPORTE UND 
PREISE IM GETREIDESEKTOR

Die Tabelle 1 verm ittelt einen Überblick über die 
Situation auf dem Getreidesektor. *) Zusammenfassend 
läßt sich sagen, daß die gemeinsame M arktorganisa­
tion für Getreide seit ihrer Einführung im Jahre 1962 
keine sehr tiefgreifenden Auswirkungen gehabt hat. 
Für eine Beurteilung der Entwicklung der Einfuhr ist 
ein Vergleich mit dem W irtschaftsjahr 1961/62, dem 
letzten Jahr vor Inkrafttreten der gemeinsamen M arkt­
ordnung, wenig geeignet, da in diesem W irtschaftsjahr 
eine sehr niedrige Inlandsernte hohe Importe notwen­
dig machte, die im wesentlichen nur von Drittländern 
geliefert werden konnten. Die Importe fielen danach 
wieder auf das Niveau der vorangegangenen W irt­
schaftsjahre zurück und zeigten erst im letzten Jahr 
(1964/65) trotz der gestiegenen Inlandsproduktion 
wieder einen Anstieg als Folge des höheren Ver­
brauches.

Die Zusammensetzung der Einfuhren nach Herkunfts­
ländern läßt eine gewisse Verschiebung zugunsten der 
EWG-Länder erkennen, die bei einer getrennten Be­
trachtung der einzelnen Getreidearten noch deutlicher 
in Erscheinung tritt. Da aus der Ernte 1964 Inlands­
weizen guter Q ualität in ausreichender Menge zur Ver­
fügung stand, ging die Einfuhr von W eizen aus den 
EWG-Ländern, der etwa die gleichen Q ualitätseigen­
schaften hat, stark zurück. Der Anteil der M itglied­
staaten  an der deutschen W eizeneinfuhr sank auf

1) Vgl. hierzu Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten: Bericht über die Auswirkungen der EWG-Markt- 
organisationen auf dem Agrargebiet (Bundestagsdrucksache V/29) 
Bonn, Nov. 1965.

etwa 12 Vo, d. h. es wurden fast ausschließlich hoch­
wertige Qualitätsweizen aus Drittländern (USA, Kana­
da) importiert. Andererseits stieg die Einfuhr von 
Futter- und Industriegetreide aus den EWG-Mitglied- 
staaten stärker als die Einfuhr aus Drittländern. Vor 
allem konnten französische Überschüsse infolge der 
EWG-Präferenz verstärkt auf dem deutschen M arkt 
abgesetzt werden.

Auf die Erzeugerpreise hatte die Einführung der ge­
meinsamen M arktordnung so gut wie keine Auswir­
kungen, da die Bundesregierung bei der Überleitung 
der ursprünglichen deutschen M arktordnung in die ge­
meinsame M arktorganisation die Richtpreise so fest­
setzte, daß die Erzeugerpreise, abgesehen von gering­
fügigen regionalen Verschiebungen, keine Änderungen 
erfuhren. Wenn die Verbraucherpreise für Backwaren 
trotzdem angestiegen sind, so ist dies auf erhöhte 
Verarbeitungskosten zurückzuführen.

Bei den auf Getreide basierenden Veredlungserzeug­
nissen ergibt sich ein grundsätzlich anderes Bild. Hier 
war die Situation vor Einführung der gemeinsamen 
M arktordnungen dadurch gekennzeichnet, daß im Rah­
men der deutschen M arktordnungsgesetze zwar ein 
starker Schutz für den Grundstoff Getreide bestand, 
während andererseits die Veredlungserzeugnisse nur 
durdi Zölle geschützt waren. Dies hatte dazu geführt, 
daß ein großer Teil der Veredlungsproduktion für den 
deutschen M arkt im Ausland erfolgte. Mit der Ein­
führung der gemeinsamen M arktordnungen erhielt die 
deutsche Landwirtschaft erstmalig ein geschlossenes 
System des Marktschutzes, innerhalb dessen die V er­
edlungserzeugnisse den gleichen Schutz genießen wie 
der Rohstoff Getreide. Es ist interessant zu sehen, wie 
die deutsche Landwirtschaft darauf reagierte.

AUSWIRKUNGEN BEI SCHWEINEN UND 
SCHWEINEFLEISCH

Die Tabelle 2 zeigt die Situation zunächst für Schweine 
und Sdiweinefleisdi. Die Produktion ist durch einen 
deutlich ansteigenden Trend gekennzeichnet. Obwohl

Tabelle 1

Getreide und Getreideerzeugnisse

W irt­
schafts­

jahr
Erzeugung

Einfuhr i) 2)
Ver­

brauch
Erzeuger­

preise
Verkaufs­

erlöse

Verbraucherpreise
aus

EWG-
Ländern

aus
Dritt­

ländern
insgesamt

Misch­
brot,
hell

Klein­
gebäck

1000 t 1000 t 1000 t 1000 t 1000 t DM/dz Mill. DM DM/kg DM/kg

1958/59 13 083 424 4 873 5 296 17 442 40,8 1 933 0,85 1,66
1959/60 14 406 933 4 490 5 423 18 593 41,1 2 144 0,85 1,66
1960/61 15 528 862 3 436 4 298 18 351 39,9 2 315 0,88 1,70
1961/62 12 411 1 221 7 113 8 334 19 032 40,8 1 650 0,93 1,77
1962/63 15 227 828 4 283 5 111 19 223 41,5 2 165 0,99 1,87
1963/64 15 434 1 254 3 966 5 220 19 561 41,3 2 259 1,03 1,96
1964/65 16 550 1 783 4 008 5 792 20 548 41,8 2 451 1,06 2,00

1) Bruttoeinfuhren (Da die — an sich unbedeutenden — Ausfuhren nicht aufgeführt werden, ist der Verbrauch niedriger als die Summe 
aus Erzeugung und Einfuhr.) 2) Getreideerzeugnisse umgerechnet auf Getreidewert.
Q u e l l e  : Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Bericht über die Auswirkungen der EWG-Marktorganisatio- 
nen auf dem Agrargebiet, Bonn Nov. 1965, und .Grüner Bericht“ 1966.
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der Verbrauch beträchtlich anstieg, ging die Einfuhr 
zurück, vor allem nach 1961/62. Davon wurden nicht 
n u r Drittländer, sondern auch EWG-Länder betroffen. 
D iese Tatsache ist auf verschiedene Gründe zurück­
zuführen. Einmal stellte offensichtlich die Präferenz, 
die die gemeinsame M arktordnung der eigenen V er­
edlungsproduktion einräumte, einen Anreiz für die 
A usdehnung der Produktion dar und erschwerte bei 
einem  stärkeren Inlandsangebot die Einfuhr sowohl 
aus Drittländern als auch aus M itgliedsländern. Dies 
dürfte etwa die Situation des Jahres 1964/65 sein, in 
dem ein hohes Inlandsangebot bei vergleichsweise 
niedrigen Erzeugerpreisen zu beobachten ist.

Interessanterw eise läßt aber auch das W irtschaftsjahr 
1963/64 trotz eines niedrigen, gegenüber dem V orjahr 
sogar noch verringerten Inlandsangebotes und hoher 
Erzeugerpreise keine nennenswert höheren Einfuhren 
erkennen. Diese Erscheinung dürfte auf zwei Faktoren 
zurückzuführen sein. Einmal ergab sich entgegen 
den ursprünglichen Erwartungen, daß die schrittweise 
H erbeiführung eines freien W arenverkehrs zwischen 
den M itgliedsländern dazu führte, daß sidi die 
zyklischen Bewegungen des Angebotes und der Preise 
auf den Schweinemärkten einander anglichen. Da­
m it entfallen innerhalb des EWG-Bereiches die aus­
gleichenden Tendenzen, die bei getrennten M ärkten 
und unterschiedlichen zyklischen Verläufen vom 
A ußenhandel ausgingen.

Bei Drittländern liegt eine andere Situation vor. W ir 
ha tten  gesehen, bei niedrigen Inlandspreisen w ird 
durch das Instrument der Zusatzabschöpfung D rittlän­
dern  die Möglichkeit genommen, auf diesem Preisni­
veau  m it dem Inlandsangebot zu konkurrieren. Diese 
M aßnahm e erscheint an sich durdiaus zweckmäßig. 
M an kann jedoch den häufig erhobenen Vorwurf nicht 
von der Hand weisen, daß es sich hierbei gewisser­
m aßen nur um eine Einbahnstraße handelt, da das 
entsprechende Gegenstück bei unzureichendem Ange­
bot und hohen Preisen fehlt. In diesem Falle werden 
nämlich die Abschöpfungen, so wie sie sich aus der 
Inzidenz der Getreidepreise ergeben, in voller Höhe

erhoben. Damit wird das hohe Preisniveau (d. h. ein 
Preisniveau, das höher ist als jenes, das sidi auf Grund 
des inländischen Futtergetreidepreises unter Berück­
sichtigung eines angemessenen Veredlungsgewinnes 
ergeben würde) weitgehend stabilisiert. W ürde hin­
gegen in einer solchen Situation die Abschöpfung er­
mäßigt, so könnten Importe aus Drittländern, die in 
größeren Mengen und/oder zu niedrigeren Preisen auf 
den Inlandsmarkt gelangen, zu einer Dämpfung der 
Preisentwicklung beitragen.

Insgesamt läßt sich aus den drei ersten Jahren der 
gemeinsamen M arktordnung für Schweinefleisch keine 
Steigerung der Erzeugerpreise ableiten. Die hohen 
Preise des W irtschaftsjahres 1963/64 gehen auf die 
geschilderten zyklischen Ursachen zurück, ebenso wie 
die niedrigen Preise des darauffolgenden Jahres. Die 
Verbraucherpreise zeigen eine steigende Tendenz, die 
jedoch bis zum W irtschaftsjahr 1962/63 nicht auf höhere 
Erzeugerpreise zurückzuführen ist. W ährend 1963/64 
die Verbraucherpreise entsprechend den gestiegenen 
Erzeugerpreisen anstiegen, zeigte sich im folgenden 
Jahr die bekannte Erscheinung, daß bei einem Rück­
gang der Erzeugerpreise die Verbraucherpreise nur 
zögernd und in geringerem Ausmaße folgen.

AUSWIRKUNGEN AUF DEM EIERMARKT

Besonders aufschlußreich ist die Entwicklung auf dem 
Eiermarkt, die Tabelle 3 darstellt. Auch hier führte 
die Einführung der gemeinsamen Marktordnung zu 
einer Steigerung der Produktion und einem Rückgang 
der Importe. W egen der kürzeren Anlaufzeit der Pro­
duktion ist diese Erscheinung noch ausgeprägter als 
bei Schweinen. Hinzu kommt in diesem Fall noch eine 
deutliche Verlagerung der Importe von Drittländern 
auf Mitgliedsländer. W ährend die Drittländer 1958/59 
noch 46 Vo der Importe stellten und 1961/62 nodi 32 Vo, 
belief sich ihr Anteil 1964/65 auf nur 18 Vo. Dabei war 
die Gesamthöhe der Importe wesentlich zurückgegan­
gen. Ein Anstieg der Erzeugerpreise im Zusammen­
hang mit der Einführung der gemeinsamen Markt-

Tabelle 2

Sdiw eine und Sdiweinefleisch

W irt-
sdiafts-

jahr
Erzeu­
gung 3)

Einfuhr i) 2)
Ver­

brauch 3)
Erzeuger­

preise
Verkaufs­

erlöse

Verbraucherpreise 
(Durciischnitt 

aller Teilstücke)
aus

EWG-
Ländern

aus
Dritt­

ländern
insgesamt

1000 t 1000 t 1000 t 1000 t 1000 t DM/dz 4) Mill. DM DM/kg 5)

1958/59 t 480 30,1 102.4 132,5 1 571 240,8 4 079 4,35
1959/60 1 502 49,7 104,6 154,3 1 619 238,0 4 110 4,61
1960/61 1 566 60,9 102,3 163,2 1 684 240,8 4411 4,60
1961/62 1 683 45,4 96,0 141,4 1 778 234,8 4 665 4,76
1962/63 1 753 50,4 68,5 118,9 1 830 238,3 5 014 4,77
1963/64 1 747 25,2 71,5 96,7 1 805 259,7 5 541 5,25
1964/65 1 925 26,2 62,7 88,9 1 974 235,3 5 540 5.11

1) Siehe TabeUe 1. 2) Einschließlich Schlachtfette und Innereien, sonst ohne Schlachtfette und Innereien. 3) Einschließlidi Hausscäilacitun- 
gen. i) Lebendgewicht. 5) Schlacäitgewicht.
Q u e l l e  : sieh e  Tabelle 1.
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Ordnung ist nicht zu erkennen. Das gleiche gilt für die 
Verbraucherpreise, die, wenn man die Jahresdurch­
schnittswerte betraditet, sich ebenfalls durdi weitge­
hende Konstanz auszeidinen.

Trotzdem hat es an Vorwürfen gegenüber der gemein­
samen M arktordnung für Eier nicht gefehlt. Sie be­
ziehen sidi in erster Linie auf ihr Versagen gegen­
über zyklischen Preisschwankungen, die durch sie noch 
verschärft wurden. Der Mechanismus, der dazu führte, 
kann wie folgt angedeutet werden; Bei einem über­
höhten Inlandsangebot und niedrigen Preisen werden 
in der Regel Zusatzabsdiöpfungen erhoben, durch die 
dritte Länder vom innergemeinschaftlichen M arkt aus­
geschlossen werden. Diese versuchen daher, ihre Eier­
erzeugung in Importländern außerhalb der EWG ab­
zusetzen (Schweiz, Österreich), was wiederum auf 
Kosten von Exporten aus der Gemeinschaft geschieht. 
Sowohl innerhalb als auch außerhalb der Gemeinschaft 
werden schließlich die Hennenbestände drastisch re ­
duziert. W ird die dadurch bedingte Angebotsverknap­
pung wirksam, stellt sich in der Regel heraus, daß 
des Guten zuviel getan wurde, so daß die Preise er­
heblich steigen können, ohne daß ein entsprechendes 
Angebot aus dem Inland oder Drittländern hervorge­
rufen wird. Dieser Fall tra t beispielsweise im Dezem­
ber letzten Jahres ein, als der Verbraucherpreis für 
Eier zeitweilig auf 37 Pfennige kletterte. W ährend 
früher im allgemeinen ein ausreichendes Auslandsan­
gebot zur Verfügung stand, ist dies heute nicht mehr 
der Fall. Innerhalb der EWG verlaufen die zyklischen 
Bewegungen parallel, und die Produzenten in Dritt­
ländern (vor allem in Dänemark) disponieren sehr vor­
sichtig, da sie fürchten müssen, mit ihrem Angebot in 
eine Periode niedriger Preise zu kommen und dann 
durch die Zusatzabschöpfung von dem M arkt der Ge­
meinschaft weitgehend ausgeschlossen zu werden.

AUSWIRKUNGEN AUF DEM MARKT FÜR 
GEFLÜGELFLEISCH

Die Tabelle 4 verm ittelt noch einen kurzen Überblick 
über die Situation auf dem M arkt für Geflügelfleisch. 
Hier ist zunächst einmal die kräftige Zunahme des

Verbrauchs hervorzuheben, der 1964/65 gegenüber 
1958/59 um mehr als 110 “/o gestiegen ist. Die Eigen­
erzeugung erhöhte sich ebenfalls seit 1958/59, und zwar 
ziemlich gleichförmig, so daß ein unm ittelbarer Ein­
fluß der gemeinsamen M arktordnung für Geflügel­
fleisch nicht zu erkennen ist. Da die Erzeugungssteige­
rung hinter der Verbrauchszunahme zurückbleibt, zeigt 
die Einfuhr mit Ausnahme des Jahres 1961/62 einen 
kontinuierlichen Anstieg. Von besonderem Interesse 
ist in diesem Zusammenhang ein Vergleich des W irt­
schaftsjahres 1961/62, des letzten Jahres vor Inkraft­
treten der gemeinsamen M arktorganisation, mit den 
darauffolgenden Jahren. Das Jahr 1961/62 zeigt eine 
sprunghafte Steigerung der Einfuhren vor allem aus 
Drittländern, während das folgende W irtschaftsjahr 
einen Rückgang der Einfuhren erkennen läßt. Trotz­
dem liegt die Einfuhr des Jahres 1962/63 noch immer 
ziemlich genau in der Trendverlängerung der Jahre 
1958/59 bis 1960/61.

Man wird sich in diesem Zusammenhang des berühmt- 
berüchtigten „Hähnchenkrieges" erinnern, der damals 
wichtig genug erschien, um führende Staatsmänner zu 
beschäftigen. Die Geflügeleinfuhr der Bundesrepublik 
aus den Vereinigten Staaten war nach der Liberalisie­
rung von 1961 sprunghaft angestiegen. Verschärft 
wurde diese Tendenz durch Transaktionen des H an­
dels, der vor allem im letzten Halbjahr vor der Ein­
führung der M arktordnung in Erwartung einer V er­
teuerung erhebliche V orratseinkäufe tätigte. Dieses 
Einfuhrniveau konnte in der Folgezeit nicht aufrecht 
erhalten werden. Neben einem Rückgang der Gesamt­
einfuhr auf ein — gemessen an der Entwicklung der vor­
angegangenen Jahre — normales Maß, ergab sich eine 
zunehmende Verlagerung auf Einfuhren aus M itglieds­
ländern der EWG.

In den letzten Jahren gehörte der M arkt für Geflügel­
fleisch zu den um strittensten M ärkten überhaupt. Zu 
den hohen Produktionskapazitäten der USA kam eine 
starke Produktionsausweitung in Frankreich und den 
Niederlanden, z. T. als Ergebnis einer Produktionsver­
lagerung infolge der abnehmenden Exportmöglichkeiten 
für Eier. Die Folge waren heftige Preiskämpfe sowohl

Tabelle 3

Eier

Wirt-
sdiafts-

jahr

1 Einfuhr
Ver­

braudi 2)
t

Erzeuger­
preise
(Durch­
schnitt)

Pfg/Stüdc

Verkaufs­
erlöse

MilL DM

VerbrauciierpTeise
Erzeu­
gung 2)

Mill.
Stück

aus
EWG-

Ländern

i aus 
I Dritt- 
j ländern

insgesamt

(K.iass(

inländ.
Herkunft

Pfg/Stück
i

ä 13)

ausländ.
Herkunft

Pfg/StückMill.
Stück

)
1 Mill.
j Stück

Mill.
Stück

■ Mill. 
Stück

1958/59 6 479 2 648 2 575 5 223 11 629 18,4 763 21,6 19,6
1959/60 7 080 2 979 2 547 5 526 12 592 17,6 841 20,3 18,5
1960/61 7 627 3 030 2 122 5 152 12 765 18,9 929 22,0 20,3
1961/62 8 218 3 398 1 903 5 301 13 391 17,5 1 012 20,4 17,9
1962/63 8 994 2 510 1 015 3 525 12 616 19,2 1 308 23,4 21,9
1963/64 10 166 2 505 999 3 504 13 550 17,8 1 394 22,7 21,0
1964/65 11 Oll 2 018 582 2 600 13 685 17,9 1 553 22,1 20,5

i) Siehe Tabelle 1. 2) Einsdiließlidi Verbraudi der Selbstversorger. Q u e l l e :  siehe Tabelle 1.
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auf dem M arkt der Gemeinsdiaft als audi auf Dritt­
landsm ärkten. Die Drittländer versuditen, durdi eine 
erheblid ie U ntersdireitung der Einsdileusungspreise 
ih rer Produktion einen Absatz innerhalb der EWG zu 
sidiern. Diese Importe wurden durdi steigende Zusatz- 
absdiöpfungen abgewehrt. Als Folge davon gingen die 
Einfuhren aus Dänemark 1964/65 um mehr als die 
H älfte ihres Vorjahresumfanges zurüdi, während die 
USA ihren Export in die Bundesrepublik durdi s tä r­
kere V erlagerung auf Truthühner und Geflügelfleisdi- 
erzeugnisse mengenmäßig etwa auf gleidier Höhe 
halten  konnten. Die Zunahme der deutsdien Importe 
kam  aussdiließlidi den M itgliedsländern zugute.

Eine V erteuerung der V erbraudierpreise durdi die 
Einführung der gemeinsamen M arktordnungen läßt 
sid i n id it nadiweisen, im Gegenteil, verglidien mit 
1958/59 zeigen die Preise für Brathähndien eine leid it 
sinkende Tendenz.

MARKTORDNUNGEN ERHÖHEN VERBRAUCHER­
PREISE NICHT

W enn w ir die seit 1962 gültige M arktordnung darauf­
hin untersudien, weldie Auswirkungen sie für den 
V erbraudier gehabt haben, so läßt sidi mit wenigen 
Ausnahm en feststellen, daß sie nidit zu einer Erhö­
hung der Verbraucherpreise geführt haben. A nderer­
seits ist im allgemeinen auch keine Verbilligung fest­
zustellen. Dieses Ergebnis ist an sich selbstverständ­
lich, da die Getreidepreise bisher noch nicht geändert 
w urden (die Getreidepreisbeschlüsse werden erst ab 
1.7. 1967 wirksam) und die Preise der behandelten 
Veredlungserzeugnisse über den hohen Anteil der 
Futterkosten  weitgehend an den Getreidepreis gebun­
den sind. Der Vorwurf, die EWG-Marktordnung hätte 
zu einer Erhöhung der Verbraucherpreise geführt, ist 
also m it wenigen Ausnahmen unbegründet.

Bei den Ausnahmen handelt es sich um solche Er­
zeugnisse, die nur in einem Teil der M itgliedsländer, 
nicht jedoch in der Bundesrepublik produziert werden.

W ährend in Nichterzeugerländern, die — abgesehen 
von Substituten — keine eigene Produktion zu schüt­
zen hatten, Einfuhren nur mäßig belastet worden wa­
ren, hatten die Erzeugerländer ihr Preisniveau stärker 
vom W eltm arkt abgehoben. Im allgemeinen mußte den 
Erzeugerländern das Zugeständnis gemacht werden, den 
gemeinsamen Preis auf das Niveau auszurichten, das 
sie im Interesse ihrer Erzeuger für notwendig hielten. 
Dies gilt sowohl für Reis als auch für Apfelsinen, den 
wichtigsten Erzeugnissen dieser Art. In beiden Fällen 
wurden Referenzpreise festgesetzt, die den Interessen 
der Erzeugerländer (Italien, bei Reis auch Frankreich) 
Rechnung tragen. Damit waren für die Bundesrepu­
blik wie für alle Nichterzeugerländer Preiserhöhungen 
bei gleichzeitiger Verlagerung zu weniger geschätzten 
Qualitäten verbunden.

Wie sieht es mit dem Vorwurf aus, die gemeinsamen 
M arktordnungen hätten Verbilligungen, die auf Grund 
niedriger W eltm arktpreise oder Rationalisierung der 
Produktion möglich gewesen wären, verhindert? Hier­
zu ist zu sagen, daß der Erfolg der Rationalisierung 
zweifellos den landwirtschaftlichen Einkommen zugute 
gekommen ist. Die W eitergabe von Rationalisierungs­
erfolgen in sinkenden Preisen dürfte aber auch bei den 
übrigen Wirtschaftszweigen mehr der Theorie als der 
Wirklichkeit entsprechen. Bei allgemein steigendem 
Preisniveau bedeuteten ja  bereits konstante oder un­
terproportional steigende Preise einen relativen Rück­
gang.

Zweifellos haben die gemeinsamen M arktordnungen 
die Inlandspreise auf einem Niveau stabilisiert, das 
erheblich über den betreffenden W eltm arktpreisen 
liegt. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß es sich 
bei diesen W eltm arktpreisen keineswegs um Gleich­
gewichtspreise im Sinne der Theorie handelt, sondern 
daß diese W eltm arktpreise z. T. das Ergebnis massiver 
Preiskämpfe sind, bei denen die einzelnen Staaten 
in unterschiedlichem Ausmaß Exportsubventionen ge­
währen. Für eine Beurteilung des Agrarprotektionis­
mus fehlt damit jeder feste Bezugspunkt.

Tabelle 4

Geflügelfleisch

W irt­
schafts­

jahr
Erzeugung

Einfuhr i)
Ver­

brauch
Erzeuger­

preise
Verkaufs­

erlöse

Verbraudierpreise
aus
EWG-

Ländern

aus
Dritt­

ländern
insgesamt

Brat­
hähnchen

Suppen­
hühner

1000 t 1000 t 1000 t 1000 t 1000 t DM/kg 2) Mill. DM DM/kg 3) DM/kg 3)

1958/59 90 33 41 74 164 2,49 172 5,93 4,60
1959/60 97 42 78 120 217 2,36 177 5,60 4,34
1960/61 101 52 91 144 245 2,39 186 5,49 4,38
1961/62 111 68 152 220 315 2,32 213 4,99 4,13
1962/63 120 79 97 176 310 2,13 218 5,18 4,27
1963/64 130 92 103 196 325 2,31 265 5,32 4,62
1964/65 146 117 87 204 320 2,23 318 5,26 4,74

1) Siehe Tabelle 1. 2) Lebendgewidit. 8) Schladitgewidit.
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Andererseits kann jedoch auch keinesfalls gesagt wer­
den, daß sich die gemeinsamen M arktordnungen zum 
Nachteil der deutschen Landwirtschaft ausgewirkt 
hätten. Sie konnte im Gegenteil ihre M arktstellung 
vor allem bei Veredlungserzeugnissen beträchtlich 
verstärken und damit ihre Verkaufserlöse bedeutend 
erhöhen. Diese Entwicklung vollzog sich nicht nur auf 
Kosten der Einfuhr aus Drittländern, sondern, wie das 
Beispiel der Eier gezeigt haben dürfte, auch auf Kosten 
der Einfuhr aus Mitgliedsländern.

MARKTORDNUNGEN FÜR MILCH UND 
RINDFLEISCH

Im Anschluß an die wichtigsten der seit dem 30. 6. 1962 
gültigen M arktordnungen soll nunmehr noch ein kur­
zer Blick auf die M arktordnungen für Milch und Rind­
fleisch geworfen werden, die erst seit dem 1.11.1964 
in Kraft sind, und über die infolgedessen noch kein 
endgültiges Urteil gefällt werden kann. Bei Rindfleisch 
traf der Übergang zu einer gemeinsamen M arktorga­
nisation mit einer rückläufigen Erzeugung zusammen. 
Da weder innerhalb der EWG noch auf dem W elt­
markt ein ausreichendes Angebot verfügbar war, um 
die gestiegene Nachfrage zu decken, zogen die Preise 
kräftig an. Dieser Preisanstieg steht jedoch in keinem 
ursächlichen Zusammenhang mit der gemeinsamen 
M arktorganisation. Die vorgesehene Abschöpfungsre­
gelung kam nicht zum Zuge, da sie erst wirksam wird, 
v/enn die auf den Referenzmärkten erzielten Preise 
105 Vo der Orientierungspreise unterschreiten. Bisher 
jedoch lagen die M arktpreise um etwa 10 Vo über den 
festgesetzten Orientierungspreisen.
Auch die M arktorganisation für Milch und Milcher- 
zeugnisse hat bisher zu keinen wesentlichen V erände­
rungen geführt. Bei einigen Käsesorten w aren als Fol­
ge des Übergangs zur Abschöpfungsregelung Preis­
erhöhungen zu verzeichnen. Die leichte Erhöhung des 
Butterpreises ist auf die Heraufsetzung des Fettge­
haltes als Folge der gemeinsamen M arktorganisation 
und auf eine Erhöhung der Handelsspanne zurückzu­
führen.
Wenn der Buttermarkt in letzter Zeit wiederholt Ge­
genstand heftiger Kritik war, so ist dies nicht das Er­
gebnis der gemeinsamen M arktregelung, sondern der 
in den vergangenen Jahren verfolgten nationalen 
Marktpolitik. Die Auszahlungspreise der Molkereien 
erhöhten sich laufend. Nicht zuletzt als Folge einer 
staatlichen Prämie, die unter Einschluß der sogenann­
ten Länderpfennige im Durchschnitt mehr als 5 Pfg. je 
Liter beträgt. Die Summe dieser Förderungszuschläge 
beläuft sich auf 1,1 Mrd, DM. Da staatliche Interven­
tionsstellen Butter zu einem festen Interventionspreis 
aufkaufen, besteht für die einzelnen M olkereien eine 
unbeschränkte Abnahmegarantie.

2) Die Orientieningspreise haben in der Marktordnung für Rind- 
fleiscii eine ähnlicäie Funktion wie die Richtpreise in der Getreide- 
marktordnung. Es werden jedodi sehr viel größere Sdiwankungen 
der Marktpreise um die Orientierungspreise zugelassen. Bei Unter- 
sdireitung der Orientierungspreise wird an Stelle einer unbegrenz­
ten Abnahmegarantie nur auf bestimmten Referenzmärkten inter­
veniert.

Ursprünglich sollte das Interventionssystem  in erster 
Linie dem Saisonausgleich dienen, d. h. die während 
der Milchschwemme eingelagerte Butter sollte wäh­
rend der produktionsschwachen Monate wieder in den 
Verkehr gebracht werden. Der mit Hilfe der staatli­
chen Prämien auf einem relativ  hohen Niveau ge­
haltene Auszahlungspreis führte jedoch dazu, daß die 
Produktionszunahme der Zunahme des Verbrauchs 
vorauseilte. Die Folge war eine Ansammlung von 
Überschüssen bei den staatlichen Interventionsstellen. 
Zum Abbau dieser Lagerbestände werden von Zeit zu 
Zeit Auslagerungen vorgenommen, die wiederum aus 
staatlichen M itteln verbilligt werden und nun ihrer­
seits mit dem Absatz frischer Butter konkurrie­
ren. Es wird also auf Kosten des Steuerzahlers alte 
Butter abgegeben, um die Lagerkapazitäten frei zu 
machen, die notwendig sind, um frische Butter, die 
sonst direkt den W eg zum Verbraucher genommen 
hätte, einzulagern. Die Kosten dieser Transaktion be­
laufen sich jährlich auf weitere 113 Mill. DM.

Da die Situation in den übrigen M itgliedsländern ähn­
lich ist, wird man die Bewährung der gemeinsamen 
M arktorganisation danach beurteilen müssen, ob es 
ihr gelingt, mit diesem Dilemma fertig zu werden, 
Vorläufig ist keine dauerhafte Lösung in Sicht,

Da bei Milch- und Milcherzeugnissen bereits eine 
lOOVoige Selbstversorgung erreicht ist und die Pro­
duktion allgemein dem Verbrauch vorauszueilen ten­
diert, kann eine langfristige Lösung nur in einer V er­
minderung der Produktion, d, h, einer Verminderung 
der Kuhbestände liegen. Der W eg dahin über eine 
Verminderung des Milchpreises ist offensichtlich aus 
politischen Gründen nicht gangbar, Vorschläge, für die 
Verminderung des Kuhbestandes Prämien zu gewäh­
ren, die vor allem als Anreiz für die Aufgabe der 
Kuhhaltung in kleinen Betrieben mit nur ein oder 
zwei Tieren hätten dienen können, wurden nicht weiter 
verfolgt,

ENTWICKLUNG DES AUSSENHANDELS 
DER GEMEINSCHAFT

Der EW G-Agrarpolitik wird nicht nur der Vorwurf 
gemacht, sie benachteilige den Verbraucher, indem sie 
ihn zur Zahlung überhöhter Preise zwinge, sondern 
sie führe durch einen übertriebenen Protektionismus 
auch zu einem Rückgang des Außenhandels und damit 
zu einem W ohlfahrtsverlust bei allen am W eltagrar- 
handel beteiligten Ländern, Dieser Vorwurf w iegt be­
sonders schwer, wenn er von Entwicklungsländern er­
hoben wird; läuft er dann doch darauf hinaus, daß den 
armen Nationen durch den „Agrarprotektionismus" 
auf der einen Seite mehr genommen wird als sie auf 
der anderen Seite durch die Entwicklungshilfe erhal­
ten, Auch dieses Argument soll auf seine Stichhaltig­
keit untersucht werden.
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Seit Beginn des Gemeinsamen M arktes ist die Einfuhr 
an Agrarerzeugnissen aus dritten Ländern von 29,4 
Mrd. auf 40,6 Mrd. DM (1958-1964) gestiegen. )̂ Der 
innergemeinsdiaftlidie Handel nahm in der gleichen 
Zeit von 5,0 auf 11,3 Mrd. zu, d.h . die absolute Zu­
nahm e der Einfuhren aus Drittländern ist beträditlid i 
höher als die der Einfuhren aus Mitgliedsländern. Der 
Beginn der gemeinsamen M arktordnung im Jahre 1962 
hat diese Entwidclung nidit geändert. Allein zwisdien 
1962 und 1964 nahm die Einfuhr an Agrarerzeugnissen 
aus Drittländern von 35,6 auf 40,6 Mrd. DM zu.

Ein etwas anderes Bild ergibt sich, wenn man zwi­
sdien den Waren, die unter eine gemeinsame M arkt­
organisation fallen und den übrigen W aren un ter­
scheidet. Bei den unter eine M arktorganisation fallen­
den Waren nahm die Einfuhr aus M itgliedsländern 
m it einer Steigerung von 2,6 auf 5,9 Mrd. DM absolut 
stä rker zu als die Einfuhr aus Drittländern, die von 
8,2 auf 10,9 Mrd. DM stieg. Dabei ist zu berücksichti­
gen, daß der Anteil der M arktordnungswaren am in- 
nergemeinschaftlidien Handel mit 52 “/o w esentlidi 
höher ist als ihr Anteil an der Einfuhr aus D rittlän­
dern, wo er nur 27 “/o beträgt. *) Bei den Nidit-M arkt- 
ordnungswaren handelt es sich vor allem um ö le  
und Fette bzw. deren Rohstoffe, Tabak, Faserpflanzen 
sowie eine Reihe tropischer Erzeugnisse wie Kaffee, 
Tee, Kakao, Gewürze usw. Die Einfuhr der EWG an 
ö le n  und Fetten stammt je  zur Hälfte aus Ländern 
der gemäßigten Zone, vor allem den USA, und Län­
dern der tropischen und subtropischen Zone.

Die bisher erlassenen M arktordnungen berühren also 
in erster Linie die Ausfuhrinteressen von Ländern der 
gemäßigten Zone, d. h. außer westeuropäischen Län­
dern, die nicht EWG-Mitglieder sind, vor allem die 
Interessen der Vereinigten Staaten, Kanadas, A ustra­
liens und Neuseelands. Die Entwicklungsländer w er­
den davon kaum betroffen. Daß sich sowohl bei den

3) Vgl. hierzu Presse- und Informationsdienst der europäisdien 
Gemeinsdiaften: Entwidtlung des innergemeinsdiaftlidien Handels 
mit Agrarerzeugnissen und deren Einfuhren aus dritten Ländern, 
Mitteilungen zur Gemeinsamen Agrarpolitik Nr. 41, Sept. 1965.
4) Die Zahlen beziehen sidi auf 1964.

M arktordnungswaren als audi bei den Nidit-Markt- 
ordnungswaren eine so kräftige Steigerung der Ein­
fuhr ergab, daß sich trotz zunehmenden innergemein- 
sdiaftlichen Handels nodi steigende Importmöglidi- 
keiten aus Drittländern ergeben, dürfte in erster Linie 
der günstigen Konjunktur mit steigendem Einkommen 
und wachsendem V erbraudi zuzusdireiben sein, die 
ihrerseits wiederum teilweise auf den Einfluß der EWG 
zurückzuführen ist.

Die Getreideeinfuhr aus Drittländern nahm zwisdien 
1958 und 1964 wertmäßig um rund 1,1 Mrd. DM zu, 
während die Einfuhr aus EWG-Ländern um rund 
0,6 Mrd. DM anstieg (Vgl. Tabelle 5). Gleichzeitig 
zeigt jedoch die Ausfuhr nach Drittländern eine Stei­
gerung um etwa 1 Mrd. DM. Die Entwicklung der Ein­
fuhr spiegelt weitgehend die Verhältnisse der Bundes­
republik Deutsdiland, dem größten Einfuhrland, wieder. 
Die Ausfuhrzahlen werden in erster Linie von der 
Entwicklung in Frankreich bestimmt. Sie lassen eine 
kräftige Steigerung der Produktion erkennen, die nadi 
Inkrafttreten der Gemeinsamen M arktorganisation zum 
großen Teil innerhalb der Gemeinschaft, d. h. vor 
allem in der Bundesrepublik abgesetzt werden konnte. 
Darüber hinaus wurden aber audi beträchtliche Mengen 
nach Drittländern exportiert (z. B. französische W ei­
zenlieferungen nadi China), wobei teilweise aus dem 
gemeinsamen Ausriditungs- und Garantiefond finan­
zierte Ausfuhrrückvergütungen gewährt wurden.

Bei Schweinefleisdi zeigt sich zwisdien 1958 und 1964 
eine Zunahme der Einfuhr aus Drittländern von rund 
307 Mill. DM, der eine Zunahme der innergemein- 
sdiaftlichen Einfuhr von 437 Mill. DM gegenübersteht. 
Betrachtet man gleichzeitig den Rückgang der Aus­
fuhr nadi Drittländern, so liegt der Sdiluß nahe, daß 
hier tatsächlich eine Umlenkung der Handelsströme 
zugunsten des innergemeinsdiaftlidien Handels s ta tt­
gefunden hat.

Besonders interessant ist die Entwidclung bei Eiern. 
Hier hat sowohl die Einfuhr aus EWG-Mitgliedslän- 
dern als auch die Einfuhr aus Drittländern abgenom­

Tabelle 5

Entwidclung des Handels der EWG mit einigen  
w iditigen  Agrarerzeugnissen (in Mill. DM)

!
Jahr

Getreide Schweinefleisdi

Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr

aus EWG- 
Ländern

aus Dritt­
ländern

nadi EWG- 
Ländern

nadi Dritt­
ländern

aus EWG- 
Ländern

aus Dritt­
ländern

nadi EWG- 
Ländern

nadi Dritt­
ländern

1958 218,4 2 703,6 189,2 331,6 156,8 402,8 149,2 626,4
1959 221,2 3 040,8 226,0 317,2 230,4 475,6 224,0 566,8
I960 288,0 3 122,8 274,0 408,8 321,6 404,0 326,8 660,0
1961 492,8 3 588,8 460,8 447,6 321,2 465,6 327,2 642,4
1962 361,6 4 373,6 350,4 519,6 308,8 411,6 320,0 576,8
1963 542,0 3 860,0 522,4 980,8 491,2 586,0 479,2 559,6
1964 831,6 3 812,0 774,8 1316,0 594,4 710,4 594,4 594.4

Q u e l l e :  Presse- und Informationsdienst der europäisdien Gemeinsdiaften: Entwidclung des innergemeinsdiaftlidien Handels mit 
Agrarerzeugnissen und deren Einfuhr aus dritten Ländern, Mitteilungen zur Gemeinsamen Agrarpolitik Nr. 41, Sept. 1965.
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men, wobei die Abnahme bei den Drittländern w esent­
lich stärker ausgeprägt ist. Die Präferenz des inner- 
gemeinsdiaftlichen Handels hat also zu keinem der 
übliciierweise zu erwartenden Integrationseffekte ge­
führt. Suchen wir hier nach der bekannten handel- 
schaffenden oder handelablenkenden W irkung eines 
Präferenzsystems im Sinne Viners, so ist auf den 
ersten Blick keine von beiden sichtbar. Sie werden 
von einem anderen Faktor, dem erhöhten Schutz der 
einheimischen Produktion im wichtigsten Einfuhrland, 
der Bundesrepublik Deutsdiland, überlagert. Eine han­
delverlagernde W irkung tritt nur in der Form auf, 
daß die Schrumpfung im Fall der Drittländer größer 
ist als im Fall der Mitgliedsländer.

Für Geflügelfleisch zeigt sich sowohl bei den M it­
gliedsländern als auch bei den Drittländern eine Stei­
gerung der Einfuhr. Die hohe Einfuhr aus Drittländern 
während der Jah re  1961/62 ist auf die geschilderte 
Sonderentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 
zurückzuführen. In den beiden letzten Jahren zeigt die 
D rittländereinfuhr eine sinkende Tendenz, während 
der innergemeinschaftliche Handel zunimmt. Gleich­
zeitig steigt der Export in  Drittländer, was nicht zuletzt 
audi auf die im Rahmen der gemeinsamen M arktord­
nung gewährten Ausfuhrrückerstattungen zurückzufüh­
ren ist, die vor allem der französischen Ausfuhr in 
starkem Maße zugute kommen.

AUSWIRKUNGEN AUF ENTWICKLUNGSLÄNDER 
GERINGFÜGIG

Zusammenfassend läßt sich für den Außenhandel der 
Gemeinschaft feststellen, daß in gewissem Umfang 
eine Verlagerung der Handelsströme stattgefunden 
hat, wie es ja  in der Absicht eines jeden Präferenz­
systems liegt. Diese Verlagerung betrifft jedoch fast 
aussdiliefllich die W aren, die einer gemeinsamen 
M arktorganisation unterliegen und unter diesen wie­
derum in erster Linie die W aren, bei denen innerhalb 
der Gemeinschaft ein relativ hoher Selbstversorgungs- 
grad erreicht ist. Zum Teil führte die mit dem Über­

gang zum Abschöpfungssystem verbundene Erhöhung 
des Erzeugerschutzes zu einer Steigerung der Produk­
tion, was sich nicht nur auf die Einfuhr aus Drittlän­
dern sondern auch auf den innergemeinschaftlichen 
Handel negativ auswirkte.

Von den geschilderten Auswirkungen bei den M arkt­
ordnungswaren werden fast ausschließlich hochent­
wickelte Länder der gemäßigten Zone betroffen, unter 
ihnen vor allem Dänemark, das den M arkt für seine 
Veredelungserzeugnisse im EWG-Raum weitgehend 
verlor. Für Länder mit anderen Exporterzeugnissen 
als Eier und Geflügel, deren M ärkte besonders heftig 
umkämpft sind, w aren die Auswirkungen eufs Ganze 
gesehen weniger gravierend. Entwicklungsländer, 
deren Exporte — mit Ausnahme von Obst und W ein 
aus dem M ittelmeerraum sowie Reis — im allge­
meinen nicht mit der innergemeinschaftlichen Produk­
tion konkurrieren, w urden von den bisher gültigen 
M arktordnungen weniger stark betroffen. Bei den 
ö le n  und Fetten, ebenso bei Zucker, liegt jedoch eine 
wesentlich andere Situation vor. H ier werden die 
Interessen der Entwicklungsländer unm ittelbar be­
rührt. Allerdings dürften die Exportmöglidikeiten 
der Entwicklungsländer bei ö le n  und Fetten 
nicht so sehr von der Importpolitik der Gemeinschaft 
abhängen, die nach wie vor einen hohen Zuschußbe­
darf aufweisen wird, als vielmehr von der Export­
politik der USA, die auch hier an erster Stelle der 
W eltproduktion stehen. Es bleibt abzuwarten, inwie­
weit durch internationale Vereinbarungen im Rahmen 
des GATT oder der W elthandelskonferenz für alle 
Teilnehmer befriedigende Lösungen gefunden werden 
können.

Als Ergebnis der Untersuchung, wie sich die im Rah­
men der EWG eingesetzten Instrum ente auf Produk­
tion, Verbrauch und Außenhandel ausgewirkt haben, 
kann festgestellt werden, daß sich die Vorwürfe, die 
EWG-Agrarpolitik sei verbraucherfeindlich und richte 
sich gegen die berechtigten Interessen der Entwick­
lungsländer, kaum belegen lassen. Ein endgültiges 
Urteil jedoch kann noch nicht abgegeben werden.

Tabelle 6

Entwicklung des Handels der EWG mit einigen  
w iditigen  Agrarerzeugnissen (in Mill. DM)

Jahr

Eier Geflügelfleisdi

Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr

aus EWG- 
Ländern

aus Dritt- 
Ländern

nadi EWG- 
Ländern

nadi Dritt- 
Ländern

aus EWG- 
Ländern

aus Dritt- 
Ländern

nadi EWG- 
Ländern

nadi Dritt- 
Ländern

1958 413,6 422,4 414,8 18,8 124,4 125,2 121,2 39,2
1959 446,8 378,8 475,2 20,4 142,4 192,8 140,4 43,6
1960 460,4 415,2 459,2 36,0 162,8 250,8 161,6 50,0
1961 453,6 401,2 464,0 40,4 170,4 336,0 170,0 52,4
1962 423,6 307,6 433.6 54,0 218,8 399,6 216,4 47,6
1963 420,8 268,0 434.8 70,0 263,6 276,0 256,0 54,8
1964 323,6 il6,0 331,0 36,0 307,2 263,6 308,8 63,2

Q u e l l e  : Presse- und Informationsdienst der europäisdien Gemeinsdiaften: Entwidclung des innergemeinsdiaftlidien Handels mit 
Agrarerzeugnissen und deren Einfuhr aus dritten Ländern, Mitteilungen zur Gemeinsamen Agrarpolitik Nr. 41, Sept. 1965.
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